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Im Blickpunkt Thomas Pressberger

Zielpunkt: Den Letzten
beißen die Hunde

I
st es die Gier oder der
Wunsch, etwas Großes zu
schaffen, oder schlichtweg

Ahnungslosigkeit, die Unter-
nehmer zu fatalen Übernahmen
veranlasst? Gier war es bei der
Unternehmensgruppe Pfeiffer
sicher nicht, nach Zielpunkt zu
greifen. Wohl eher, etwas aufzu-
bauen, so wie es die Vorfahren
des Trauner Handelshauses ein-
drucksvoll vorgezeigt haben. Die
Entscheidung hatte Folgen, um-
satzseitig dürfte von der Pfeiffer-
Handelsgruppe nur rund die
Hälfte von dem übrig sein, was sie
vor dem Zielpunkt-Abenteuer war.
Es braucht nicht die Weisheit des

Rückblicks, um das Pfeiffer-En-
gagement bei Zielpunkt skeptisch
zu betrachten. Die deutsche Ten-
gelmann-Gruppe eierte schon vor
mehr als zehn Jahren mit Zielpunkt
herum, stellte auf die Märkte Plus
um, um dann wieder Zielpunkt
daraus zu machen. Die Konkurren-
ten Rewe, Spar und Hofer waren
damals dank Innovationen und In-
vestitionen schon längst auf der
Überholspur. Zielpunkt stotterte zu
diesem Zeitpunkt bereits auf dem
Pannenstreifen herum. Der Ein-
stieg eines Finanzinvestors verhieß

nichts Gutes. BluO war damals mit
Werkstattketten und Chemieunter-
nehmen unterwegs, eine Mode-
kette (Adler) garantiert auch nicht
unbedingt Kompetenz im Lebens-
mitteleinzelhandel. Nach rund zwei
Jahren übernahm 2012 der ehe-
malige BluO-Manager Jan Satek.
Schon damals wurde ein riesiger
Rucksack an Verbindlichkeiten so-
wie ein gewaltiger Investitionsstau
von einer Hand zur nächsten ge-
reicht. Und den Letzten beißen
eben die Hunde. Insofern ist es
Pfeiffer gutzuschreiben, die krän-
kelnde Kette – bei aller Sentimen-
talität und Vorliebe für Vielfalt –
endgültig entsorgt zu haben. Man
hätte nur noch mehr Negativ-
meldungen und sinnlos hoffende
Mitarbeiter gehabt. Zu retten war
Zielpunkt schon lang nicht mehr.
Schade, dass es Zielpunkt nicht
mehr gibt, aber Gott sei Dank, dass
es endlich vorbei ist.

Gastkommentar

Fachhochschulen wären bei
Juristenausbildung sinnvoll

Der Vorschlag, Jus an
Fachhochschulen anzu-
bieten, ist umstritten.
Tatsächlich kann man
einem solchenModell
aber durchaus auch
etwas Positives abge-
winnen.

D
er jüngste Vorschlag
von Minister Reinhold
Mitterlehner, einzelne
universitäre Studien,

darunter möglicherweise auch
Jus, nun (auch) an den Fach-
hochschulen (FHs) anzubieten,
hat die akademische Gemein-
schaft unvorbereitet getroffen.
Spontane Ablehnung vonseiten
der Universitäten war zu erwar-
ten und ist – gegenüber einer
neuen Konkurrenzsituation –

auch verständlich und legitim.
Dies sollte der weiteren Diskus-
sion aber keinen Abbruch tun.
Was zählt, sind Sachargumente,
und diese sprechen durchaus für
dieses Modell.

Finanzierungsproblem

Unbestritten leidet das österrei-
chische Hochschulwesen unter
einem Finanzierungsproblem. Bei
stagnierendem Budget, neuem Fi-
nanzbedarf (siehe Flüchtlingspro-
blem) und begrenzten Umschich-
tungsmöglichkeiten zwischen den
einzelnen Ressorts muss der Effi-
zienzsteigerung in den einzelnen
Bereichen prioritäre Aufmerk-
samkeit geschenkt werden.
Gute Gründe sprechen dafür,

dass die Verlagerung von Jus an
die FHs zu einer solchen Effi-
zienzsteigerung führen würde.
Die Grundausbildung könnte an
den FHs zweifelsohne mit einem
schlanken Apparat und mit Kon-
zentration auf die Lehre kosten-
effizienter als an Universitäten
angeboten werden. Dagegen
wird das Qualitätsargument vor-
gebracht. Es überzeugt aber
nicht. Wieso ein Hochschul-
lehrer an einer FH eine schlech-
tere Lehre bieten sollte als ein

Hochschullehrer an einer Uni-
versität, hat bislang noch nie-
mand auch nur ansatzweise zu
begründen vermocht. Es ist viel-
mehr zu vermerken, dass die
Rechtsdidaktik in Österreich (so
wie in vielen Ländern auf dem
europäischen Kontinent und an-
ders als im angloamerikanischen
Raum) ein weitgehend vernach-
lässigtes, ja vielfach unbekanntes
Fach ist.
Was die Universitäten über

viele Jahrzehnte versäumt haben,
könnte nun an den FHs schwer-
punktmäßig nachgeholt werden.
FHs sind häufig auch imstande,
die Lehrer stärker von der Büro-
kratie zu entlasten, was weitere
Ressourcen für die Lehre frei-
setzen würde. In dieselbe Rich-
tung wirken natürlich auch die
eingeschränkten Forschungs-
pflichten. Ein entscheidender
Beitrag zum Qualitätserhalt, ja
zur Qualitätssteigerung würde
schließlich vom neuen Konkur-
renzverhältnis zwischen diesen
Bildungseinrichtungen kommen.
Das gegenwärtig in Österreich

gemäß UG 2002 praktizierte Uni-
versitätsmodell beruht ja maß-
geblich auf einem marktorientier-
ten Kontrollmechanismus – wo-
bei ein Markt aber vielfach nicht
existiert! Die drastische Verringe-
rung der Kontrollinstrumente hat
damit zu einer bedenklichen
Kontrolllücke geführt.

Wettbewerbsimpuls

Geht man davon aus, dass es
auch in Zukunft eine rechts-
wissenschaftliche Ausbildung an
den Universitäten geben soll –

eben eine stärker wissenschafts-
und grundlagenorientierte – so
könnte dadurch ein wertvoller
Wettbewerbsimpuls in das Sys-
tem gebracht werden: zwischen
den Studien, zwischen den Stu-
dierenden und den Absolventen,
zwischen den Lehrern, zwischen
den Ausbildungssystemen. Die
rechtswissenschaftlichen Fakul-
täten könnten dadurch gleich-
zeitig entlastet werden und sich
verstärkt um die Wissenschaft

kümmern. Das für Universitäts-
professoren geltende Lehrdepu-
tat von acht Semesterwochen-
stunden ist nämlich international
sehr hoch bemessen und lässt
während des Semesters nur sehr
begrenzt Zeit für Forschung (im-
mer unter der Voraussetzung,
dass die Lehrverpflichtungen
auch tatsächlich eingehalten
werden).
Eine Reduzierung des Lehr-

deputats auf vier Semesterwo-
chenstunden (dieses Pensum gilt
bspw. in Italien) würde einer
wohlfeilen Ausrede für mangeln-
den Forschungseifer die Grund-
lage entziehen („Flucht in die
Lehre“). Gelänge es noch, eine
gewisse Durchlässigkeit zwi-
schen beiden Systemen sowohl
für Studierende als auch für Leh-
rende sicherzustellen, so wäre
ein Idealziel erreicht.

Konkurrenz motiviert

Es wäre plakativ zu behaupten,
dass Studierende und Lehrende
uneingeschränkt Nutznießer die-
ser Situation wären. Universitäre
Biografien mit zwei oder drei
Stunden Lehre pro Semesterwo-
che, eigenmächtig reduzierter
Lehrleistung und einem Publika-
tionsniveau unter der Nachweis-
barkeitsgrenze würden der Ver-
gangenheit angehören.
Absolventen beider Ausbil-

dungszweige hätten sich im Be-
rufsalltag kontinuierlich an den
Kollegen zu messen, die sich für
die jeweils andere Richtung ent-
schieden haben. Aber dieser
Konkurrenz käme wahrschein-
lich auch eine sehr große Moti-
vationskraft für die einzelnen
Juristen und Juristinnen zu, die
der juristischen Realität in Ös-
terreich nur guttun könnte.

Angespitzt

Angemerkt

Der Wandel des Vatikans
Vom schwarzen Schaf Europas
zum Musterschüler. Die Vatikan-
bank IOR, einst Symbol obskurer
Machenschaften und legendärer
Verschwiegenheit, rückt zum
Fahnenträger des Einsatzes für
Transparenz und des Kampfes
gegen Geldwäsche auf. Die Re-
sultate des neuen Kurses unter
Papst Franziskus sind beeindru-
ckend.
Bei der Finanzaufsicht AIF

sind im Vorjahr 350 Anzeigen
von Verdachtsfällen eingegan-
gen. Verdächtige Konten wurden
eingefroren, Gelder beschlag-
nahmt. Auch die Kontrollen der
Ein- und Ausfuhr von Bargeld-
beträgen an den Staatsgrenzen
sind verschärft worden. All diese

Maßnahmen wurden eingeführt,
um den Vatikan bei der Vor-
beugung von Geldwäsche und
verdeckter Terrorismusfinanzie-
rung an internationale Normen
anzupassen. Inzwischen sind
diese bereits zum Emblem eines
Finanzsystems geworden, das
keine Grauzonen mehr erdulden
will.
Die Zeit der Isolation und In-

transparenz ist vorbei. Der Vati-
kan ist kein idealer Ort mehr für
Steuerflucht. Jetzt heißt es, den
neuen Kurs zu konsolidieren.
Dies kann nur im Austausch mit
den Behörden anderer Staaten
erfolgen. Nur so können letzte
Unzulänglichkeiten im Kontroll-
system behoben werden. (mt)

Gezeichnet von Michael Riedler


